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Vorwort

Liebe Freunde,

das Jahr 2023 ist ein besonderes Jahr für 
unsere Bürgerpartei. Die Alternative für 
Deutschland wird zehn Jahre alt, ein ganz 
besonderes Jubiläum für uns alle und ein Ju-
biläum, auf das wir stolz sein dürfen.

Zehn Jahre Kampf für das Eigene, zehn Jahre 
Widerstand und harte, sachliche Opposi-
tionsarbeit, zehn Jahre der Stachel im Fleisch 
der Etablierten – wir sind und bleiben die er-
folgreichste Parteineugründung der BRD!
Was haben wir nicht alles in den vergange-
nen zehn Jahren erlebt. Höhen und Tiefen, 
Überraschungen, Erfolge aber auch Enttäu-
schungen, politisch wie menschlich. Zehn 
Jahre AfD könnten ganze Bücher füllen, aber 
wir fangen mit diesem Magazin erstmal an. ;-)

Selbstverständlich steht die Ausgabe im 
Zeichen unseres Jubiläums und es ist mir 
eine Freude, dass unser Ehrenvorsitzender 
Dr. Alexander Gauland als Gastschreiber zur 
Verfügung stand, um einen Blick auf unser 
Zehnjähriges zu werfen.

Wir haben viel erreicht, wir sind den Kinder-
schuhen entwachsen und jetzt ist es an der 
Zeit, gemeinsam nach vorne zu schauen und 
den nächsten Schritt zu gehen. Wir sind be-
reit für mehr, wir müssen endlich auch auf 
verschiedenen Ebenen Verantwortung über-
nehmen und dieses Land zum Besseren prä-
gen.

Unter diesem Motto müssen die kommen-
den Jahre stehen und ich bin mir sicher, dass 
wir unser nächstes Jubiläum als Partei fei-
ern werden, die in einigen Bundesländern 
erfolgreich Regierungsverantwortung über-
nommen hat!

Unser Jubiläumsjahr ist in dieser Hinsicht 
sehr gut gestartet: Die Mitgliederzahlen stei-
gen deutlich, unsere Umfragewerte wach-
sen, bei einigen Instituten haben wir bereits 
die Grünen überholt!

Auf dieser Basis müssen wir aufbauen. Hart 
arbeiten, diszipliniert bleiben, nach innen 
konstruktiv streiten und nach außen ge-
schlossen angreifen. So funktioniert eine 
erfolgreiche AfD und so werden wir auch 
weiterhin wachsen. Die Europawahl im kom-
menden Jahr wird ein erneuter bundeswei-
ter Gradmesser und wir müssen schon heute 
ein Fundament für 2024 bauen, sodass wir 
hoffentlich ein Höchstergebnis einfahren 
werden! Schließlich liefert diese EU Tag für 
Tag neue Beispiele, warum wir das Büro-
kratiekonstrukt reformieren und abwickeln 
müssen: Vom Verbrennerverbot bis hin zum 
Sanierungszwang für Bestandsimmobilien 
werden fleißige Steuerzahler geschröpft und 
in die Verzweiflung getrieben. Damit muss 
Schluss sein und nächstes Jahr hat jeder von 
uns die Möglichkeit, den Stimmzettel zum 
Denkzettel für abgehobene EU-Eliten umzu-
funktionieren.

Also, genießen Sie diese Lektüre, genie-
ßen Sie unser Jubiläum und lassen Sie uns 
gemeinsam jeden Tag für ein besseres 
Deutschland in einem florierenden Europa 
der Vaterländer arbeiten. Ich zähle auf Sie!

Herzliche Grüße

Ihr Sebastian Münzenmaier
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10 Jahre AfD - Eine Erfolgsgeschichte

Am 06. Februar 2023 feierten wir das 10-jähri-
ge Bestehen unserer Alternative für Deutsch-
land (AfD). Vorausgegangen aus der „Wahlal-
ternative 2013“, gründete unter anderem unser 
heutiger Ehrenvorsitzender Dr. Alexander 
Gauland eine neue Partei, die eine einzigarti-
ge Erfolgsgeschichte in der Historie der Bun-
desrepublik Deutschland schreiben sollte.

Erste Bewährungsprobe

Die erste Bewährungsprobe ließ nicht lange 
auf sich warten. So scheiterten wir nur weni-
ge Monate nach der Gründung, im Septem-
ber 2013, mit einem Wahlergebnis von 4,7 % 
knapp am Einzug in den Deutschen Bundes-
tag. Ein beachtliches Ergebnis, aber leider 
kein ausreichendes. Viele hielten uns danach, 
wie so oft in unserer Geschichte, für erledigt. 
Der links-grüne Mainstream sah uns nach 
einem halben Jahr bereits am Ende und hoff-
te, schon bald wieder unbemerkt sein Un-
wesen treiben zu können. Doch diesen Ge-
fallen taten wir ihm nicht. Wir rafften uns auf 
und schafften im Mai 2014 mit ordentlichen 
7,1 % den Einzug ins Europäische Parlament. 
Noch im gleichen Jahr zogen wir mit teilwei-
se zweistelligen Ergebnissen in die Landtage 
von Brandenburg, Thüringen und Sachsen 
ein.

Die Bevölkerung zeigte dem politischen Es-
tablishment also: Wir wollen eine Alternati-
ve zu euch!

Überschattet wurden diese Erfolge leider 
schnell von Personalstreitigkeiten. In einer 
Partei, die so schnell aus dem Nichts ge-
wachsen ist und die auf keine festen Struk-
turen zurückgreifen konnte, war es leider nur 
eine Frage der Zeit, bis es zu inneren Span-
nungen kommen musste. So kam es 2015 auf 
dem Essener Parteitag zu der wohl größten 
Zäsur unserer jungen Partei. Unter anderem 
der bisherige Vorsitzende Bernd Lucke trat in 
der Folge aus, behielt aber sein EU-Mandat, 
für das tausende AfD-Mitglieder Flyer verteilt 
und Plakate gehängt hatten.

Auch wenn viele Herrn Lucke einst sehr 
schätzten, hinterließ diese Mandatsmitnah-
me doch bei fast allen einen faden Beige-
schmack.

Ähnliche Verhaltensmuster wiederholten 
sich bei weiteren zeitweiligen Führungs-
figuren. Viele, die schnell in der Partei nach 
oben gespült wurden, ging es leider nicht um 
Deutschland oder die AfD, sondern sie sahen 
die Partei als Instrument zu ihrer Selbstver-
wirklichung an. Ab dem Zeitpunkt, an dem 
das eigene Ego nicht mehr bedient werden 
konnte und die eigene Karriere nicht mehr 
so verlief, wie man es sich wünschte, ver-
ließ man dann die Partei, häufig nicht ohne 
übel nachzutreten. Wir können also froh sein, 
diese Häutungsprozesse durchlebt zu haben.
So war die Folge der größten Zäsur im Jahr 
2015, dass man 2016 stärker denn je zurück-
kam. In Rheinland-Pfalz gelang uns bei der 
Landtagswahl ein Ergebnis von 12,6 %, kein 
Jahr nach dem uns viele Journalisten totge-
sagt hatten.

Der erste Bundestagseinzug

Im Folgejahr 2017 gelang dann der Einzug in 
den Deutschen Bundestag.

Vorgebliches Ziel der Altparteien nach die-
sen ersten Parlamentseinzügen war es, uns 
„inhaltlich zu stellen“. Die These war, dass 
die AfD so schlechte und sie selber so gute 
Arbeit leisten, dass uns bald schon keiner 
mehr wählen würde. Nachdem dies nicht 
funktionieren mochte, änderte man die 
Strategie. Man nahm ein Lehrbuch totalitä-
rer Staaten aus dem Schrank und entschied 
sich für das Konzept, die Opposition geheim-
dienstlich bespitzeln zu lassen.

Man fand mit Thomas Haldenwang den per-
fekten Handlanger und fortan unternahm 
der sogenannte Verfassungsschutz alles, um 
gegen die AfD zu agieren. Aber auch diese 
lästige Stasi-Kopie hat unsere Partei nicht 
kleinbekommen.



8

Denn unsere Mitglieder und eine deutliche 
Menge der Bürger haben inzwischen ein 
gutes Gespür dafür, dass sie einer Regie-
rung gegenüberstehen, die bewusst gegen 
sie agiert. Und dabei auch vor der undemo-
kratischen Instrumentalisierung ihrer Behör-
den nicht zurückschreckt. Normale Bürger, 
die montags friedlich spazieren, werden zu 
Kriminellen erklärt. Freiheit musste man sich 
zeitweise mit einer Spritze im Arm erkaufen. 
Einziger politischer Verbündeter der Bürger 
gegen diese willkürlichen staatlichen Maß-
nahmen ist die AfD. Gerade während der 
Corona-Maßnahmen war die AfD der einzige 
Wächter über die Regierung. Und hat deut-
lich gemacht, dass das Demonstrationsrecht 
auch und gerade dann gilt, wenn es der Re-
gierung nicht passt.

Und so haben wir trotz und vielleicht auch 
wegen all der staatlichen Repressionen eine 
stabile Stammwählerschaft und Mitglieder, 
die sich engagiert für ihre demokratischen 
Rechte einsetzen. Und das bei Wind und 
Wetter und gegen viele Widerstände! Sie tun 
das in dem Wissen, dass die AfD die einzige 
Partei ist, die diesen ganzen Irrsinn noch be-
enden kann.

Dieser Irrsinn hat bekanntlich viele Formen in 
unserer Gesellschaft: Corona-Maßnahmen, 
unkontrollierte Masseneinwanderung, Quo-
ten, Genderwahn. Die Liste könnte ein jeder 
von uns beliebig fortführen.

Die AfD stellt sich all dem nun seit zehn Jah-
ren als Bollwerk entgegen. Wir haben längst 
bewiesen, dass wir breit aufgestellt sind. Wir 
kämpfen gegen eine Geldpolitik, die Wohl-
stand zerstört.

Wir setzen uns für die Identität dieses Lan-
des und für mehr Sicherheit ein und wollen 
daher ein Ende der unkontrollierten Zuwan-
derung. In der Corona-Krise haben wir die 
Freiheit verteidigt, vor allem auch der soge-
nannten „Ungeimpften“, denen man beinahe 
das Menschsein abgesprochen hat.

Heute sind wir die einzige Friedenspartei, die 
sich für ein Ende des Konflikts in der Ukrai-
ne einsetzt und vieles mehr. Steigende Um-
fragewerte bestätigen unsere Politik. Und 
eine starke Alternative wird mehr denn je ge-
braucht.

Wir sind bereit für mehr!
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Gastbeitrag von Dr. Alexander Gauland

Rückblickend mag man es als Ironie der Ge-
schichte verstehen, dass ausgerechnet wir - 
jener konservative Menschenschlag, der die 
Traditionen erhalten und pflegen möchte - mit 
einer der größten Traditionen der Bundesrepu-
blik brechen mussten.

Die CDU ist ein Kanzlerwahlverein, die Fuß-
ballnationalmannschaft ist eine Turnier-Elf 
und Partei-Neugründungen sind zum Schei-
tern verurteilt. Was früher wie in Stein ge-
meißelt schien, wurde spätestens mit der 
Kandidatur von Armin Laschet und dem vor-
zeitigen Ausscheiden der DFB-Elf bei zwei 
WM-Turnieren in Folge ad absurdum geführt 
und nun endgültig mit dem zehnjährigen 
Jubiläum unserer Partei zu Grabe getragen.
Die AfD ist im zehnten Jahr ihres Bestehens 
mittlerweile fest in der deutschen Parteien-
landschaft verankert. Ein Niedergang, mag er 
auch noch so oft prophezeit worden sein, ist 
noch nicht einmal annähernd erkennbar. 

Es waren Politiker vom Schlage eines Peter 
Tauber oder Heiko Maas, welche nicht müde 
wurden, in den Anfangsjahren der AfD den 
baldigen Abgesang unserer Partei von der 
politischen Bühne vorherzusagen. Die AfD 
werde den Weg der Piratenpartei gehen, zu-
mindest war dies die Meinung zahlreicher 
Redakteure und Politologen. Jene heute fast 
vergessene Partei hatte in den Jahren 2011 
bis 2013 eine Blütezeit erlebt und versucht, 
mit einer Mischung aus rot-grüner Program-
matik und dem Kernbereich der Digitalisie-
rung eine ernsthafte Alternative zu der be-
stehenden Parteienlandschaft darzustellen. 
Es waren jedoch nicht die innere Zerstritten-
heit, die teilweise illustren Personen, die sich 
in ihr tummelten oder die Bekämpfung durch 
den politischen Gegner, die ihre Talfahrt ein-
leiteten. Nein, es war die Tatsache, dass die 
politisch linken Parteien inhaltlich noch in-
takt, also nicht politisch entkernt waren. Es 
entstand kein Vakuum für deren Wähler, wel-
ches hätte gefüllt werden müssen, weswe-
gen eine dauerhafte Abwanderung schlicht-
weg nicht realisiert werden konnte.

Es war aber jener Politiker des modernen, 
smarten Typus, welcher unter der Führung 
Angela Merkels die CDU aushöhlte. Jahr-
zehntelang bewährte Grundsätze und Eck-
pfeiler einer konservativen Partei wurden 
mit der Dauer aufgegeben. Werte und Idea-
le waren nur noch Teil einer Verhandlungs-
masse im Ringen um zukünftige Regierungs-
beteiligungen und Ministerposten. Man warf 
jedes konservative Element über Bord im 
stetigen Versuch, auf Bundesebene die einzi-
ge Volkspartei zu werden, die selbsternann-
te Mitte. Dabei wurde eines offensichtlich: 
Die CDU hatte und hat der Transformation 
der Gesellschaft durch linke und grüne Kräf-
te nichts entgegenzusetzen. Es gibt kein 
Gegenkonzept und als Reaktion auf die 
immer stärkere Beeinflussung ist nicht etwa 
ein Entgegensteuern zu vernehmen, nein, al-
lenfalls ein Verlangsamen.

Es mag den Zeiten in denen wir leben ge-
schuldet sein, dass die stetige Weisung, die 
AfD habe sich weiter radikalisiert, beinahe 
mantra-artig vorgetragen nach jedem Par-
teitag und nach jeder personellen Verände-
rung, seitens der Medien und der politischen 
Kontrahenten geäußert wird. Man folgt dabei 
dem altbekannten Credo, dass derjenige, der 
auf den Schmutz hinweist, als gefährlicher 
gelte, als der, der ihn verursacht. Diese von 
Tucholsky stammende Weisheit hat sich bis 
heute bewahrheitet, ist doch für viele allein 
die Existenz einer Opposition zu ihrer Agen-
da das größere Übel, als alle damit einherge-
henden Konsequenzen, welche unser Volk zu 
überstehen hat. 

Dr. Alexander Gauland 
ist Mitbegründer und 
Ehrenvorsitzender 
der Alternative für 
Deutschland
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Ukraine-Krieg

WAFFENLIEFERUNGEN
FÜR DEN FRIEDEN?

Nach langen Debatten beschloss der Bundes-
tag im Januar 2023, Kampfpanzer und weite-
res militärisches Gerät an die Ukraine zu lie-
fern.

Dies beinhaltet unter anderem den Schüt-
zenpanzer „Marder“, das Flugabwehrsystem 
„Iris-T“ und den Flakpanzer „Gepard“. Es steht 
jedoch zu befürchten, dass damit das Ende 
noch lange nicht erreicht ist.

Kriegspartei Deutschland?

Durch die Lieferung von Kampfpanzern ist 
Deutschland immer stärker in den Ukraine-
Konflikt involviert und es droht die Gefahr, 
durch dieses starke Engagement selbst zur 
Kriegspartei zu werden. Politiker der Altpar-
teien scheinen sich dies indessen wohl schon 
lange zu wünschen.
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Die Bundesaußenministerin Annalena Baer-
bock äußerte vor der Parlamentarischen Ver-
sammlung des Europarats in Straßburg etwa: 
„Wir kämpfen einen Krieg gegen Russland 
(We are fighting a war against Russia).“ Auf 
eine Anfrage von Sebastian Münzenmaier im 
Bundestag, ob die Bundesregierung anläss-
lich dieser Aussagen der Auffassung ist, dass 
Deutschland im völkerrechtlichen Sinne und 
im Sinne des Staatsrechts im Krieg mit Russ-
land sei, wird nur ausweichend geantwortet. 
Erst im letzten Absatz des Antwortschrei-
bens wird darauf überhaupt Bezug genom-
men mit den Worten: „Die Ukraine dabei zu 
unterstützen, ihr in der Charta der Vereinten 
Nationen verbrieftes Selbstverteidigungs-
recht auszuüben, macht Deutschland nicht 
zu einer Kriegspartei.“ Eine klare Distanzie-
rung der Kriegsgelüste von Frau Baerbock 
sieht anders aus.

Aufgrund dieser unverantwortlichen, hoch 
gefährlichen Politik fand AfD-Bundesspre-
cher Tino Chrupalla deutliche Worte: „Die 
Bundesregierung treibt Deutschland in einen 
Krieg mit Russland. Die Grünen sind dabei 
Kriegstreiber Nummer eins. Der Ukraine-
Krieg ist aber nicht unser Krieg.“

Auch ungeachtet der Frage, ob Deutschland 
nun Kriegspartei ist oder nicht, kann man hin-
terfragen, ob Waffenlieferungen dazu bei-
tragen, tatsächlich Frieden zu stiften. Denn 
zunächst muss sich in Erinnerung gerufen 
werden, dass diese zur weiteren Eskala-
tion von Konflikten, zu einer Verlängerung 
der Kampfhandlungen und damit zu weite-
ren Toten führen. Waffenlieferungen bewir-
ken also erst einmal weiteres Leid sowohl 
auf der ukrainischen, als auch auf der russi-
schen Seite. All das in einem Krieg, bei dem 
man schon heute davon ausgeht, dass etwa 
280.000 Soldaten gefallen sind oder verwun-
dert wurden. 

Ferner sind Zweifel angezeigt, ob Panzerlie-
ferungen die Ukraine in die Lage versetzen, 
die russisch besetzten Gebiete in einem nen-
nenswerten Umfang zurückerobern zu kön-
nen. Wahrscheinlich ist also, dass sie außer 
neuem Leid gar nichts bewirken.

Noch mehr Waffen für die
Ukraine?

Nachdem die Bundesregierung nach lan-
gem Ringen dazu überging, nun doch auch 
Kampfpanzer an die Ukraine zu liefern, dau-
erte es keine Stunde, bis neue Forderungen 
ukrainischer Politiker erhoben wurden. Der 
ehemalige Botschafter und aktuelle ukrai-
nische Vize-Außenminister Andrij Melnyk ist 
dabei einer der eifrigsten Protagonisten. Der 
Vater eines Sohnes, der lieber in Deutsch-
land studiert, statt seinem Land an der Front 
zu dienen, möchte von Deutschland nun 
auch noch Kampfflugzeuge und eine Unter-
stützung für die Marine haben. Der ukraini-
sche Präsident Selenskyj sprach davon, dem 
deutschen Bundeskanzler Druck zu machen, 
damit dieser noch mehr deutsches Gerät an 
die Ukraine verschenken möge. Von Dank-
barkeit ist auf ukrainischer Seite also keine 
Spur, stattdessen immer nur neue Forderun-
gen. Dass der ukrainische Präsident davon 
spricht, dem Regierungschef „Druck zu ma-
chen“, macht zudem deutlich, wie abwertend 
ukrainische Funktionäre mit Deutschland 
umgehen. Während Kanzler Olaf Scholz klar 
machen könnte, dass ein solcher Anspruch 
seitens der Ukraine überhaupt nicht besteht 
und alle Leistungen Deutschlands ein rei-
nes Entgegenkommen an die Ukraine sind, 
macht unsere Regierung das, was sie am 
besten kann: buckeln!

Rückkehr an den
Verhandlungstisch

So schlimm dieser Krieg ist und so wichtig 
es wäre, auf ziviler Ebene zu helfen, so not-
wendig ist es eben auch, dafür zu sorgen, 
dass Deutschland nicht (noch) stärker in die-
sen Krieg hineingezogen wird. Das Gebot der 
Stunde muss lauten, an den Verhandlungs-
tisch zurückzukommen und zur Diploma-
tie zurückzukehren. Der Krieg in der Ukraine 
ist eine moderne europäische Tragödie. Die 
Politik sollte alles tun, für ein zeitnahes Ende 
dieser Tragödie zu sorgen. Und dieses Ende 
kann nur heißen: Frieden in Europa. 
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Impressionen - Aktiv für Deutschland
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Lörrach:
Deutsche raus,
Migranten rein

Es werden also jeden Tag weiterhin Hun-
derte Menschen über die deutsche Grenze 
kommen, während die Politik in der Woh-
nungspolitik nicht die notwendige Priorisie-
rung liefert. Innenministerin Faeser verkün-
dete jüngst in völliger Realitätsferne, dass es 
keine Verschärfung auf dem deutschen Woh-
nungsmarkt durch den Zuzug von Migranten 
gebe. Immerhin seien 70 Prozent der Ukrai-
ne-Flüchtlinge noch privat untergebracht, so 
die 52-Jährige.

Wie die Realität aussieht, konnten die Bürger 
zur gleichen Zeit aus den Tageszeitungen 
entnehmen: Im baden-württembergischen 
Lörrach kündigte eine Wohnungsbaugesell-
schaft ihren vierzig Mietern, weil sie die Woh-
nungen für Flüchtlinge brauche. Der Ärger 
unter den Bewohnern ist verständlicherwei-
se groß. Viele haben Angst, keine neue be-
zahlbare Wohnung zu finden.

Deutschland wird vom
Land der Eigentümer
zum Land der
Wohnungslosen

Zurecht fragen die Bürger: Wo bleibt der 
dringend benötigte Wohnraum für die deut-
schen Bürger mit ihren Familien, die fleißig 
arbeiten gehen und von Steuerzahlungen 
und Vorschriften beim Wohnungskauf und 
Hausbau belastet werden? Und wo sollen die 
immer neuen Migranten in der Europäischen 
Union, die zu großen Teilen nach Deutsch-
land strömen, alle unterkommen? Von der 
Bundesregierung ist in dieser Hinsicht nichts 
zu erwarten. Von der Ampel kommen bis dato 
nur heiße Luft und leere Ankündigungen.

Vom Land der Eigentümer ist Deutschland 
derzeit meilenweit entfernt. Vielmehr droht 
eine Zukunft in akuter Wohnungsnot. 
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Kein Respekt vor Traditionen

Zudem kommt eine nicht übersehbare Ab-
scheu der Protagonisten und Filmemacher 
gegenüber jeglicher Tradition und Etikette 
daher. Traditionen, die entweder lächerlich 
gemacht oder als Rückwärtsgewandtheit ab-
stempelt werden. An einer Stelle berichtet 
Markle vom typischen Hofknicks, der tradi-
tionell vor einem Treffen mit der Königin oder 
dem König ausgeführt werden muss. Wäh-
rend die 41-Jährige vor den Fernsehkame-
ras aufführt, wie sie sich vor der mittlerweile 
verstorbenen Queen verbeugt, kann sie ihr 
Lachen kaum zurückhalten und blickt vielsa-
gend zu ihrem Ehemann, der peinlich berührt 
wirkt und während der Schauspieleinlage 
keine Miene verzieht. Ob Harry schon damals 
dämmerte, dass die Vorwürfe gegen das Kö-
nigshaus und die Delegitimierung jahrhun-
dertealter Traditionen nach hinten losgehen 
könnte? Mittlerweile ist klar, dass sich das 
Paar weit ins Abseits gestellt hat. Aktuelle 
Befragungen zeigen, dass nicht nur die Bri-
ten die Schnauze von der Opferrolle der Ex-
Royals gestrichen voll haben. Auch in ihrer 
Wahlheimat USA sinken die Zustimmungs-
werte für das Herzogspaar dramatisch.

Hauptberuflich Opfer einer 
angeblich rassistischen
Gesellschaft

Kurz zusammengefasst inszenieren sich 
die Eheleute in der sechsteilig produzierten 
Serie als Opfer einer bösen, weißen Mehr-
heitsgesellschaft, die sie bis in ihre tiefste 
Privatsphäre bedrängt und gleichzeitig ohne 
Unterlass mit Rassismus überzieht. Durchaus 
geschickt spielen Prinz Harry und seine Her-
zogin von Sussex die Karten aus, die die links-
woke Gemeinschaft ganz besonders in Auf-
ruhr versetzen. Eine gute Portion Rassismus, 
ein wenig Sexismus, eine Handvoll Rück-
wärtsgewandtheit und schon ist eine Menge 
Geld verdient. Was beispielsweise eine Ferda 
Ataman als Anti-Diskriminierungsbeauftrag-
te und andere linke Politiker tagtäglich be-
schwören, um Millionen Euro in linke Verei-
ne und NGOs pumpen zu können, vollziehen 
Harry und Meghan auf der Mikroebene. Man 
kann sagen, die Eheleute haben das „Opfer-
Spiel“ perfektioniert. Und das bringt ihnen 
trotz einstürzender Beliebtheitswerte immer-
hin 100 Millionen Dollar Schmerzensgeld, die 
jeder Netflix-Kunde mitzahlen dürfte. 

Garantiert interessanter als Netflix-Serien:
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Kreuzworträtsel
1. In dieser deutschen Stadt ermöglichte die AfD ein Gender-Verbot.
2. Dieser Minister möchte Öl- und Gasheizungen verbieten lassen.
3. Welcher Minister trommelte für eine angeblich nebenwirkungsfreie Impfung und ruderte jüngst peinlich zurück? 
4. Diese Fraktion im Bundestag fordert eine „Bundesagentur für Einwanderung“.
5. Im Herbst werden zwei Landtage neu gewählt. Das sind Bayern und…? 
6. Diese Partei flog in Niedersachsen und Berlin aus dem Landesparlament.
7. In dieser baden-württembergischen Stadt sollen Bewohner für Migranten weichen.
8. Dieser rheinland-pfälzische Weltkonzern kündigte an, seine Produktion in Deutschland massiv zurückzufahren.
9. Diese Ministerin lehnte öffentlich eine Obergrenze für Flüchtlinge und Migranten ab.
10. Diese Ex-Schauspielerin wurde Herzogin von Sussex und verließ schließlich mit Prinz Harry das Königshaus.
11. Das Ziel der Ampel war der Bau wie vieler neuer Wohnungen im Jahr?
12. 2024 finden im Osten folgende Landtagswahlen statt: Brandenburg, Thüringen und …
13. Die Erweiterung dieses Protzbaus wird den Steuerzahler knapp 800 Millionen Euro kosten.
14. Diese Regierungspartei überholte die AfD in den jüngsten Meinungsumfragen.
15. So alt wurde die Alternative für Deutschland in diesem Jahr.
16. In dieser deutschen Stadt hängen nun arabische Straßenschilder.
17. Diese Klimaextremisten halten Deutschland derzeit in Atem: Letzte…?
18. Diese Institution verhängt nun einen Sanierungszwang. 
19. Dieses österreichische Bundesland will Corona-Strafen an die Bürger zurückzahlen.
20. Für diese Produktart wollen die Grünen Werbung in Zukunft verbieten?
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